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Bek. Nr. 1 
Landratsamt Berchtesgadener Land 

 
Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 

Neubau eines Einfamilienwohnhauses und einem Doppel carport  
auf dem Grundstück Fl. Nr. 76/12 (Gemarkung Ristfeu cht) 

 
Mit Bescheid vom 6.8.2019, Az. AB 31.5 BV 600-2019, wurde Frau XXX* und Herrn XXX* für den Neubau eines Einfamilienwohn-
hauses und einem Doppelcarport auf dem Grundstück Fl. Nr. 76/12 (Gemarkung Ristfeucht), Melleck 10 der Gemeinde Schneizl-
reuth eine Baugenehmigung erteilt. 
 
Der Baugenehmigungsbescheid wird hiermit nach Art. 66 Abs. 2 Sätze 4 und 5 der Bayer. Bauordnung durch  
 

öffentliche Bekanntmachung 
 
den betroffenen Nachbarn einschließlich der Inhaber von grundstücksgleichen Rechten (nach Art. 66 Abs. 1 Satz 1 BayBO) auf 
den Grundstücken Fl. Nrn. 76, 76/2, 76/10, 76/13 und 30/1 der Gemarkung Ristfeucht zugestellt: 
 
Für diesen Bescheid gilt folgende Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klag e bei dem Bayerischen Verwaltungs-
gericht in München erhoben werden. 
 
Dafür stehen folgende Möglichkeiten zur Verfügung: 
 
a) Schriftlich oder zur Niederschrift 

 
Die Klage kann schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle erhoben werden. Die Anschrift 
lautet: 
 

Bayerisches Verwaltungsgericht München 
Bayerstr. 30, 80335 München 

Postfachanschrift: Postfach20 05 43, 80005 München 
 
b) Elektronisch 

 
Die Klage kann bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht in München auch elektronisch nach Maßgabe der der Internet-
präsenz der Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de) zu entnehmenden Bedingungen erhoben werden. 

 
Die Klage muss den Kläger, den Beklagten und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten 
Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll 
in Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen bei schriftlicher Einreichung oder Einreichung zur Nieder-
schrift Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden. 

 
Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! Nähere 
Informationen zur elektronischen Einlegung von Rechtsbehelfen entnehmen Sie bitte der Internetpräsenz der Bayerischen Ver-
waltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de). 
Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrensgebühr 
fällig. 
 
 
Weitere Hinweise:  
 
Die Zustellung gilt mit dem Tag der Herausgabe des Amtsblattes oder der entsprechenden Tageszeitung als bewirkt. Von da an 
beginnt die Rechtsbehelfsfrist zu laufen. 
 
Der Baugenehmigungsbescheid und die dazugehörenden Pläne können im Landratsamt Berchtesgadener Land innerhalb eines 
Monats nach dieser Bekanntmachung eingesehen werden. Die Einsichtnahme ist zunächst zu folgenden Zeiten in Zimmer            
Nr. 249 möglich: 
 
-  Montag bis Mittwoch von 08.00 Uhr bis 14.00 Uhr 
-  Donnerstag von 8.00 Uhr bis 16.00 Uhr und 
-  Freitag von 8.00 Uhr bis 12.00 Uhr 
 
Eine vorherige Terminvereinbarung, Telefon 08651/773-549, wird empfohlen. 
 
Sofern eine Einsichtnahme zu einer anderen Zeit erfolgen soll, bitten wir um eine Terminvereinbarung (Tel.-Nr. 08651/773-549). 
 
 
Bad Reichenhall, den 8. August 2019 
Landratsamt Berchtesgadener Land 
 
Georg Grabner , Landrat 
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Bek. Nr. 2 
Stadt Bad Reichenhall 

 
Verordnung zur Änderung der Verordnung über das  

Offenhalten von Verkaufsstellen an Sonntagen  
bei Märkten, Messen und ähnlichen Veranstaltungen 

Vom 1. August 2019 
 
Auf Grund von § 14 Abs. 1 des Gesetzes über den Ladenschluss (LadSchlG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Juni 
2003 (BGBl. I S. 744), zuletzt geändert durch Art. 430 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474), in Verbindung mit 
§ 11 der Verordnung über die Zuständigkeit zum Erlass von Rechtsverordnungen (Delegationsverordnung-DelV) vom 28. Januar 
2014 (GVBl. S. 22, BayRS 103-2-V), zuletzt geändert durch Verordnung vom 26. März 2019 (GVBl. S. 98), erlässt die Stadt Bad 
Reichenhall folgende  

 
Verordnung : 

 
§ 1  

 
Die Verordnung über das Offenhalten von Verkaufsstellen an Sonntagen bei Märkten, Messen und ähnlichen Veranstaltungen 
vom 21.7.2003 (ABl. 32), zuletzt geändert durch Verordnung zur Änderung der Verordnung über das Offenhalten von Verkaufs-
stellen vom 16.2.2016 (ABl. 8), wird wie folgt geändert: 
 
§ 1 wird wie folgt geändert: 
 
1. In Buchstabe a) wird das Wort „Ostermarkt“ durch „Josefimarkt“ ersetzt. 
 
2. Buchstabe b) erhält folgende Fassung: 
  

„b)  am vorletzten Sonntag im September anlässlich des „Rupertimarktes“,“ 
 
3. Buchstabe c) wird aufgehoben. 
 

§ 2 
 
Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 

 
 

Bad Reichenhall, den 1. August 2019 
Stadt Bad Reichenhall 
 
Dr. Herbert Lackner , Oberbürgermeister 
 
 
Bek. Nr. 3 

Stadt Bad Reichenhall 
 

Verordnung der Stadt Bad Reichenhall über die zeitl iche Beschränkung  
ruhestörender Haus- oder Gartenarbeiten, über die B enutzung von Musikinstrumenten,  
Tonübertragungs- und Tonwiedergabegeräten sowie übe r das Halten von Haustieren  

(Lärmschutzverordnung - LärmSchV)  
Vom 1. August 2019  

 
Aufgrund von Artikel 14 des Bayerischen Immissionsschutzgesetzes (BayImSchG) vom 8. Oktober 1974 (BayRS 2129-1-1-U) 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 24. Juli 2018 (GVBl. S. 608) erlässt die Stadt Bad Reichenhall folgende  
 

Verordnung : 
 

§ 1 
Zeitliche Beschränkung von ruhestörenden Haus- oder  Gartenarbeiten  

 
Ruhestörende Haus- oder Gartenarbeiten dürfen nur an Werktagen von Montag bis Samstag zwischen 8:00 Uhr und 13:00 Uhr 
sowie zwischen 15:00 Uhr und 19:00 Uhr ausgeführt werden. Strengeres Bundesrecht für laute, motorenbetriebene Geräte ohne 
EG-Umweltzeichen in bestimmten Gebieten bleibt unberührt.  
 

§ 2 
Begriff der ruhestörenden Haus- und Gartenarbeiten  

 
(1)  Ruhestörende Hausarbeiten sind alle im oder außerhalb des Hauses (z. B. im Hof oder Garten) anfallenden lärmerregenden 

Arbeiten, die geeignet sind, die Ruhe der Allgemeinheit zu stören. Ruhestörende Hausarbeiten sind insbesondere  
 

1.  das Ausklopfen von Teppichen, Polstermöbeln, Decken, Betten, Kleidungsstücken und sonstigen Gegenständen,  
2.  das Hämmern, Sägen oder Hacken von Holz und die Benutzung von Bohr-, Fräs-, Schneid- und Schleifmaschinen, 

Hochdruckreinigern und ähnlichen lärmintensiven Geräten.  
 
(2)  Ruhestörende Gartenarbeiten sind alle in Gärten oder Grünanlagen anfallenden lärmerregenden Arbeiten, die geeignet 

sind, die Ruhe der Allgemeinheit zu stören. Dazu gehören insbesondere Arbeiten unter Benutzung von technischen Gerä-
ten im Sinne von Abs. 1 Nr. 2 und von motorgetriebenen Gartengeräten (z. B. Rasenmäher).  
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(3)  Von der Verordnung erfasst werden alle Haus- und Gartenarbeiten, die typischerweise von Haus- und Gartenbesitzern 
(einschließlich Hausmeistern und Hausverwaltern) durchgeführt werden, auch wenn damit ausnahmsweise gewerblich tä-
tige Dritte beauftragt sind. Ausgenommen sind Arbeiten, die nach Art und Umfang typischerweise von darauf ausgerichteten 
Gewerbetreibenden oder von öffentlichen Aufgabenträgern ausgeführt werden.  

 
(4)  Den zeitlichen Einschränkungen gemäß § 1 unterliegen nicht Arbeiten, die im Einzelfall zur Abwehr einer Gefahr bei Un-

wetter oder Schneefall oder zur Abwendung einer sonstigen Gefahr für Mensch, Umwelt oder Sachgüter erforderlich sind.  
 

§ 3 
Musikinstrumente, Tonwiedergabegeräte  

 
(1)  Bei der Benutzung von Musikinstrumenten, Tonübertragungs- und Tonwiedergabegeräten ist die Lautstärke so zu gestal-

ten, dass andere nicht erheblich belästigt werden.  
 
(2)  In der Zeit zwischen 22:00 Uhr und 8:00 Uhr darf die Nachtruhe durch die Benutzung dieser Instrumente und Geräte nicht 

gestört werden, es sei denn, dass die Störung auch unter besonderer Berücksichtigung des Schutzes der Nachbarschaft 
und der Allgemeinheit vor nächtlichem Lärm objektiv als zumutbar anzuerkennen ist.  

 
§ 4 

Haustierhaltung  
 
(1)  Haustiere sind so zu halten, dass die Nachbarschaft nicht mehr als den Umständen vermeidbar durch den von diesen 

Tieren verursachten Lärm beeinträchtigt wird.  
 
(2)  Zum Schutz vor unnötigen Störungen sind Haustiere, deren Geräusche geeignet sind, auf die Nachbarschaft einzuwirken, 

insbesondere Hunde, während der Zeit von 19:00 Uhr bis 8:00 Uhr und von 13:00 Uhr bis 15:00 Uhr so in geschlossenen 
Räumen zu halten oder zu beaufsichtigen, dass keine Belästigung entstehen kann.  

 
§ 5 

Ausnahmen 
 
Die Stadt Bad Reichenhall kann auf Antrag im Einzelfall Ausnahmen von den Bestimmungen der §§ 1 bis 4 zulassen, wenn ein 
Bedürfnis auch unter Berücksichtigung des Schutzes der Allgemeinheit oder der Nachbarschaft vor Lärm anzuerkennen ist.  
 

§ 6 
Ordnungswidrigkeiten 

 
Nach Art. 18 Abs. 3 Nr. 3 BayImSchG kann mit Geldbuße bis zu 2.500,00 € belegt werden, wer vorsätzlich oder fahrlässig  
 
1.  ruhestörende Haus- oder Gartenarbeiten gemäß § 2 Abs. 1 bis 3 außerhalb der in § 1 festgelegten Zeiten durchführt,  
2.  entgegen dem Verbot in § 3 in ruhestörender Weise Musikinstrumente, Tonübertragungs- oder Tonwiedergabegeräte benutzt,  
3.  Haustiere entgegen den Verboten von § 4 hält.  
 

§ 7 
Inkrafttreten und Geltungsdauer  

 
Diese Verordnung tritt am 25. August 2019 in Kraft und gilt 20 Jahre. 
 
 
Bad Reichenhall, den 1. August 2019 
Stadt Bad Reichenhall 
 
Dr. Herbert Lackner , Oberbürgermeister 
 
 
Bek. Nr. 4 

Stadt Bad Reichenhall 
 

Verordnung der Stadt Bad Reichenhall über die  
Reinhaltung und Reinigung der öffentlichen Straßen  

und die Sicherung der Gehbahnen im Winter 
 (Reinigungs- und Sicherungsverordnung) 

Vom 1. August 2019 
 
Aufgrund von Art. 51 Abs. 4 und 5 des Bayerischen Straßen- und Wegegesetzes (BayStrWG) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 5. Oktober 1981 (BayRS 91-1-I), zuletzt geändert durch Verordnung vom 26. März 2019 (GVBl. S. 98), erlässt die 
Stadt Bad Reichenhall folgende  
 

Verordnung : 
 
 

Allgemeine Vorschriften 
 

§ 1 
Inhalt der Verordnung 

 
Diese Verordnung regelt Inhalt und Umfang der Reinhaltungs-, Reinigungs- und Sicherungspflichten auf den öffentlichen Straßen 
in der Stadt Bad Reichenhall. 
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§ 2  
Begriffsbestimmungen 

 
(1)  Öffentliche Straßen im Sinne dieser Verordnung sind alle dem öffentlichen Verkehr gewidmeten Straßen, Wege und Plätze 

mit ihren Bestandteilen im Sinne des Art. 2 Nr. 1 BayStrWG oder des § 1 Abs. 4 Nr. 1 des Bundesfernstraßengesetzes 
(FStrG) in der jeweiligen Fassung. Hierzu gehören insbesondere die Fahrbahnen, die Trenn-, Seiten-, Rand- und Sicher-
heitsstreifen, die Geh- und Radwege, die gemeinsamen Geh- und Radwege und die der Straße dienenden Gräben, Bö-
schungen, Stützmauern und Grünstreifen.  

 
(2)  Gehbahnen sind  
 

a)  die für den Fußgängerverkehr bestimmten, befestigten und abgegrenzten Teile der öffentlichen Straßen (insbesondere 
Gehwege sowie gemeinsame Geh- und Radwege) und die selbstständigen Gehwege sowie die selbstständigen ge-
meinsamen Geh- und Radwege 

  
oder 

 
b)  in Ermangelung einer solchen Befestigung oder Abgrenzung, die dem Fußgängerverkehr dienenden Teile am Rande 

der öffentlichen Straßen in einer Breite von 1,50 Meter gemessen von der Straßengrundstücksgrenze aus. 
 
(3)  Geschlossene Ortslage ist der Teil des Stadtgebietes, der in geschlossener oder offener Bauweise zusammenhängend 

bebaut ist. Einzelne unbebaute Grundstücke, zur Bebauung ungeeignetes oder ihr entzogenes Gelände oder einseitige 
Bebauung unterbrechen den Zusammenhang nicht (Art. 4 Abs. 1 Satz 2 und 3 BayStrWG).  

 
 

Reinhaltung der öffentlichen Straßen 
 

§ 3  
Verbote 

 
(1)  Zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Reinlichkeit ist es untersagt, öffentliche Straßen mehr als nach den Umständen 

unvermeidbar zu verunreinigen oder verunreinigen zu lassen.  
 
(2)  Insbesondere ist es verboten, 
 

a) auf öffentlichen Straßen Putz- oder Waschwasser, Jauche, oder sonstige verunreinigende Flüssigkeiten auszuschüt-
ten oder ausfließen zu lassen, Fahrzeuge, Maschinen oder sonstige Geräte zu säubern, Tierfutter auszubringen; 

 
b) öffentliche Straßen durch Tiere verunreinigen zu lassen; 
 
c)  Unrat, Laub, Schlamm, Steine, Schutt, Holz, Schrott, Gerümpel, Verpackungen, Behältnisse sowie Eis und Schnee 

 
1.  auf öffentlichen Straßen abzuladen, abzustellen oder zu lagern; 
2.  neben öffentlichen Straßen abzuladen, abzustellen oder zu lagern, wenn dadurch die Straßen verunreinigt werden 

können; 
3.  in Abflussrinnen, Kanaleinlaufschächte, Durchlässe oder offene Abzugsgräben der öffentlichen Straßen zu schüt-

ten oder einzubringen; 
 
d) auszuspucken oder die Notdurft zu verrichten; 
 
e) öffentliche Straßen zu bemalen oder zu beschriften. 

 
 (3)  Das Abfallrecht bleibt unberührt. 
 
 

Reinigung der öffentlichen Gehbahnen 
 

§ 4 
Reinigungspflicht 

 
(1)  Zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Reinlichkeit haben die Eigentümer und die zur Nutzung dinglich Berechtigten von 

Grundstücken, die innerhalb der geschlossenen Ortslage an die öffentlichen Straßen angrenzen (Vorderlieger) oder über 
diese öffentlichen Straßen mittelbar erschlossen werden (Hinterlieger), die in § 6 bestimmten Reinigungsflächen gemein-
sam auf eigene Kosten zu reinigen. Grundstücke werden über diejenigen Straßen mittelbar erschlossen, zu denen über 
dazwischenliegende Grundstücke in rechtlich zulässiger Weise Zugang oder Zufahrt genommen werden darf.  

 
(2)  Grenzt ein Grundstück an mehrere öffentliche Straßen an oder wird es über mehrere derartige Straßen mittelbar erschlos-

sen oder grenzt es an eine derartige Straße an, während es über eine andere mittelbar erschlossen wird, so besteht die 
Verpflichtung für jede dieser Straßen.  

 
(3)  Die Vorder- und Hinterlieger brauchen eine öffentliche Gehbahn nicht zu reinigen, zu der sie aus tatsächlichen oder aus 

rechtlichen Gründen keinen Zugang und keine Zufahrt nehmen können und die von ihrem Grundstück aus nur unerheblich 
verschmutzt werden kann.  

 
(4)  Keine Reinigungspflicht trifft ferner die Vorder- oder Hinterlieger, deren Grundstücke einem öffentlichen Verkehr gewidmet 

sind, soweit auf diesen Grundstücken keine Gebäude stehen. 
 
(5)  Zur Nutzung dinglich Berechtigte im Sinne des Absatzes 1 sind die Erbbauberechtigten, die Nießbraucher, die Dauerwohn- 

und Dauernutzungsberechtigten und die Inhaber eines Wohnungsrechtes nach § 1093 BGB. 
 



-263- 

§ 5 
Reinigungsarbeiten 

 
Zur Erfüllung ihrer Reinigungspflicht haben die Vorder- und Hinterlieger die öffentlichen Gehbahnen innerhalb der in § 6 genann-
ten Reinigungsflächen zu reinigen.  
 
Sie haben dabei die Gehbahnen 
 
a)  nach Bedarf, regelmäßig aber mindestens einmal im Monat, zu kehren und den Kehricht, Schlamm und sonstigen Unrat zu 

entfernen (soweit eine Entsorgung in üblichen Hausmülltonnen für Biomüll, Papier oder Restmüll oder in Wertstoffcontainern 
möglich ist).  
Im Herbst sind die Reinigungsarbeiten bei Laubfall, soweit durch das Laub – insbesondere bei feuchter Witterung – die 
Situation als verkehrsgefährdend einzustufen ist, ebenfalls durchzuführen.  

 
b)  von Gras und Unkraut sowie Moos und Anflug von sonstigen Pflanzen zu befreien, soweit es aus Ritzen und Rissen im 

Straßenkörper wächst und keinen flächenhaften Bewuchs darstellt. Für die Reinigung dürfen keine chemischen, ätzenden 
o. ä. Unkrautvertilgungsmittel verwendet werden. 

 
c)  bei Bedarf, insbesondere nach einem Unwetter sowie bei Tauwetter, die Abflussrinnen und Kanaleinläufe freizumachen, 

soweit diese innerhalb der Reinigungsfläche (§ 6) liegen. 
 

§ 6  
Reinigungsfläche 

 
(1)  Die Reinigungsfläche ist der Teil der öffentlichen Gehbahn, der durch die gemeinsame Grenze des Vorderliegergrundstücks 

mit dem Straßengrundstück begrenzt wird, wobei Anfang und Ende der Reinigungsfläche vor einem Grundstück jeweils 
durch die von den Grundstücksgrenzen aus senkrecht zur Straße gezogenen Linien bestimmt werden. 

 
(2)  Bei einem Eckgrundstück gilt Absatz 1 entsprechend für jede öffentliche Gehbahn, an die das Grundstück angrenzt, ein-

schließlich der gegebenenfalls in einer Straßenkreuzung liegenden Flächen. 
 

§ 7 
Gemeinsame Reinigungspflicht der Vorder- und Hinter lieger 

 
(1)  Die Vorderlieger tragen gemeinsam mit den ihnen zugeordneten Hinterliegern die Reinigungspflicht für ihre Reinigungsflä-

chen. Sie bleiben auch dann gemeinsam verantwortlich, wenn sie sich zur Erfüllung ihrer Pflichten anderer Personen oder 
Unternehmer bedienen; das Gleiche gilt auch für den Fall, dass zwischen Vorder- und Hinterliegern Vereinbarungen nach 
§ 8 (Aufteilung der Reinigungsarbeiten) abgeschlossen sind.  

 
(2)  Ein Hinterlieger ist dem Vorderlieger zugeordnet, über dessen Grundstück er Zugang oder Zufahrt zu derselben öffentlichen 

Straße nehmen darf, an die auch das Vorderliegergrundstück angrenzt. 
 

§ 8 
Aufteilung der Reinigungsarbeiten bei Vorder- und H interliegern 

 
(1) Es bleibt den Vorder- und Hinterliegern überlassen, die Aufteilung der auf sie treffenden Arbeiten untereinander durch 

Vereinbarung zu regeln. 
 
(2)  Kommt eine Vereinbarung nicht zustande, so kann jeder Vorder- oder Hinterlieger eine Entscheidung der Stadt Bad Rei-

chenhall über die Reihenfolge und die Zeitdauer, in der sie ihre Arbeiten zu erbringen haben, beantragen. Unterscheiden 
sich die Grundstücke der einander zugeordneten Vorder- und Hinterlieger hinsichtlich der Flächen wesentlich, kann die 
Entscheidung beantragt werden, dass die Arbeiten nicht in gleichen Zeitabständen zu erbringen sind, sondern dass die 
Zeitabschnitte in demselben Verhältnis zueinanderstehen wie die Grundstücksflächen. 

 
 

Sicherung der Gehbahnen im Winter 
 

§ 9 
Sicherungspflicht 

 
(1)  Zur Verhütung von Gefahren für Leben, Gesundheit, Eigentum oder Besitz haben die Vorder- und Hinterlieger die in § 11 

bestimmten Abschnitte der Gehbahnen (Sicherungsfläche) der öffentlichen Straßen, die an ihr Grundstück angrenzen oder 
ihr Grundstück mittelbar erschließen, auf eigene Kosten in sicherem Zustand zu erhalten.  

 
(2)  §§ 4, 7 und 8 gelten sinngemäß. Die Sicherungspflicht besteht für alle öffentlichen Gehbahnen (§ 2 Abs. 2) innerhalb der 

geschlossenen Ortslage (§ 2 Abs. 3). 
 

§ 10 
Sicherungsarbeiten 

 
(1)  Die Vorder- und Hinterlieger haben die Sicherungsfläche an Werktagen ab 07.00 Uhr und an Sonn- und gesetzlichen Fei-

ertagen ab 08.00 Uhr von Schnee zu räumen und bei Schnee-, Reif- oder Eisglätte mit geeigneten abstumpfenden Stoffen 
(z. B. Sand, Splitt), nicht jedoch mit Tausalz oder ätzenden Mitteln zu bestreuen oder das Eis zu beseitigen. Bei besonderer 
Glättegefahr (z. B. an Treppen oder starken Steigungen) ist das Streuen von Tausalz zulässig. Diese Sicherungsmaßnah-
men sind bis 20.00 Uhr so oft zu wiederholen, wie es zur Verhütung von Gefahren für Leben, Gesundheit, Eigentum oder 
Besitz erforderlich ist.  

 
(2)  Der geräumte Schnee oder die Eisreste (Räumgut) sind neben der Gehbahn so zu lagern, dass der Verkehr nicht gefährdet 

oder erschwert wird. Abflussrinnen, Hydranten, Kanaleinlaufschächte und Fußgängerüberwege sind bei der Räumung frei-
zuhalten.  
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§ 11 
Sicherungsfläche 

 
(1)  Sicherungsfläche ist die vor dem Vorderliegergrundstück innerhalb der in § 6 genannten Reinigungsfläche liegende Geh-

bahn nach § 2 Abs. 2; bei besonders breiten Gehbahnen ist die zu sichernde Fläche auf 1,50 m beschränkt.  
 
(2)  § 6 Abs. 2 gilt sinngemäß. 
 
 

Schlussbestimmungen 
 

§ 12  
Befreiung und abweichende Regelungen 

 
(1)  Befreiungen vom Verbot der Straßenverunreinigung nach § 3 gewährt die Stadt, wenn der Antragsteller die unverzügliche 

Reinigung besorgt.  
 
(2)  In Fällen, in denen die Vorschriften dieser Verordnung zu einer erheblichen unbilligen Härte führen würden, die dem Be-

troffenen auch unter Berücksichtigung der öffentlichen Belange und der Interessen der übrigen Vorder- und Hinterlieger 
nicht zugemutet werden kann, spricht die Stadt auf Antrag durch Bescheid eine Befreiung aus oder trifft unbeschadet des 
§ 8 Abs. 2 sonst eine angemessene Regelung. Eine solche Regelung hat die Stadt auch zu treffen in Fällen, in denen nach 
dieser Verordnung auf Vorder- und Hinterlieger keine Verpflichtung trifft. Die Entscheidung kann befristet, unter Bedingun-
gen, Auflagen oder Widerrufsvorbehalt erteilt werden. 

 
§ 13  

Ordnungswidrigkeiten  
 

Gemäß Art. 66 Nr. 5 BayStrWG kann mit Geldbuße belegt werden, wer vorsätzlich oder fahrlässig  
 
1. entgegen § 3 eine öffentliche Straße verunreinigt oder verunreinigen lässt, 
2. die ihm nach den §§ 4 und 5 obliegende Reinigungspflicht nicht erfüllt, 
3. entgegen den §§ 9 und 10 die Gehbahnen nicht oder nicht rechtzeitig sichert. 
 

§ 14  
Inkrafttreten und Geltungsdauer  

 
Diese Verordnung tritt am 25. August 2019 in Kraft und gilt 20 Jahre. 
 
 
Bad Reichenhall, den 1. August 2019 
Stadt Bad Reichenhall 
 
Dr. Herbert Lackner , Oberbürgermeister 
 
 
Bek. Nr. 5 

Stadt Bad Reichenhall 
 

Verordnung der Stadt Bad Reichenhall über das Anbri ngen von  
Anschlägen und Plakaten und über die Darstellung du rch Bildwerfer 

(Plakatierungsverordnung – PlakV) 
Vom 1. August 2019 

 
Aufgrund von Art. 28 des Landesstraf- und Verordnungsgesetz (LStVG) in der Bayerischen Rechtssammlung (BayRS 2011-2-I) 
veröffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch § 1 Abs. 27 der Verordnung vom 26. März 2019 (GVBl. S. 98) geändert 
worden ist, erlässt die Stadt Bad Reichenhall folgende  
 

Verordnung : 
 

§ 1  
Beschränkung von Anschlägen auf bestimmte Flächen  

 
(1)  Zum Schutz des Orts- und Landschaftsbildes und zum Schutz von Natur-, Kunst- und Kulturdenkmälern dürfen in der 

Öffentlichkeit Anschläge nur an den von der Stadt Bad Reichenhall zugelassenen Anschlagflächen (Plakatsäulen und            
-ständern, Anschlagtafeln und Schaukästen) angebracht werden.  

 
(2)  Darstellungen durch Bildwerfer dürfen in der Öffentlichkeit nur nach vorheriger Genehmigung durch die Stadt Bad Reichen-

hall vorgeführt werden. 
 
(3)  Vor Wahlen, Volksbegehren und Volksentscheiden sowie vor Bürgerentscheiden werden von der Stadt Bad Reichenhall 

Anschlagtafeln aufgestellt, die ausschließlich für Wahlplakate bestimmt sind. Die Stadt Bad Reichenhall kann zur paritäti-
schen Nutzung Anordnungen treffen. 

 
(4)  Die Vorschriften insbesondere der Straßenverkehrsordnung, des Bayerischen Straßen- und Wegegesetzes, des Bundes-

fernstraßengesetzes, der Bayerischen Bauordnung (BayBO) und des Baugesetzbuches bleiben unberührt. 
 

§ 2 
Begriffsbestimmungen 

 
Anschläge in der Öffentlichkeit sind Plakate, Zettel, Aufkleber, Bilder oder Tafeln, die an unbeweglichen Gegenständen wie Häu-
sern, Mauern, Zäunen, Masten oder an beweglichen Gegenständen wie Ständern angebracht werden, wenn die Anschläge von 
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einer nach Zahl und Zusammensetzung unbestimmten Menschenmenge – insbesondere vom öffentlichen Verkehrsraum aus – 
wahrgenommen werden können.  
 

§ 3  
Ausnahmen 

 
(1)  Von den Beschränkungen nach § 1 Abs. 1 ausgenommen sind Bekanntmachungen, die von den Eigentümern, dinglich 

Berechtigten, Pächtern oder Mietern von Anwesen oder Grundstücken an diesen in eigener Sache angeschlagen werden 
und Plakate und Ankündigungen, die für Veranstaltungen durch örtliche Vereine und Verbände an ihren Anwesen ausge-
hängt werden. 

 
(2)  Von der Beschränkung nach § 1 Abs. 1 ebenfalls ausgenommen sind Wahlplakate und ähnliche Werbemittel, die auf den 

von der Stadt Bad Reichenhall zum Anschlag bestimmten Anschlagtafeln (§ 1 Abs. 3) angebracht worden sind in folgendem 
Umfang für 

 
a) die jeweils zu den Wahlen zugelassenen politischen Parteien und Wählergruppen bei Europawahlen, Bundestags-

wahlen, Landtagswahlen und Kommunalwahlen jeweils sechs Wochen vor dem Wahltermin, 
b) die jeweiligen Antragsteller bei Volksbegehren während der Dauer der Auslegung der Eintragungslisten und 
c) die jeweiligen Antragsteller und die jeweiligen politischen Parteien und Wählergruppen bei Volksentscheiden sechs 

Wochen vor dem Abstimmungstermin. 
 
(3)  Im Übrigen kann die Stadt Bad Reichenhall in besonderen Fällen – insbesondere anlässlich besonderer Ereignisse – im 

Einzelfall auf Antrag Ausnahmen von den Vorschriften des § 1 dieser Verordnung gestatten, wenn dadurch das Orts- und 
Landschaftsbild oder ein Natur-, Kunst- oder Kulturdenkmal nicht oder nur unwesentlich beeinträchtigt wird und Gewähr 
besteht, dass die Anschläge innerhalb einer festgesetzten Frist beseitigt werden. 

 
§ 4  

Ordnungswidrigkeiten  
 
Nach Art. 28 Abs. 2 LStVG kann mit Geldbuße belegt werden, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
 
1. entgegen § 1 Abs. 1 ohne eine Ausnahme nach § 3 öffentliche Anschläge außerhalb der zugelassenen Flächen anbringt, 

anbringen lässt oder duldet. 
2. entgegen § 1 Abs. 2 ohne Genehmigung öffentliche Bilddarstellungen vorführt. 
 

§ 5  
Inkrafttreten und Geltungsdauer 

 
Diese Verordnung tritt am 25. August 2019 in Kraft und gilt 20 Jahre.  
 
 
Bad Reichenhall, den 1. August 2019 
Stadt Bad Reichenhall 
 
Dr. Herbert Lackner , Oberbürgermeister 
 
 
Bek. Nr. 6 

Stadt Bad Reichenhall  
 

Verordnung der Stadt Bad Reichenhall über das  
freie Umherlaufen von großen Hunden und Kampfhunden   

(Hundehaltungsverordnung) 
Vom 1. August 2019  

 
Aufgrund von Art. 18 Abs. 1 des Landesstraf- und Verordnungsgesetz (LStVG) in der in der Bayerischen Rechtssammlung (BayRS 
2011-2-I) veröffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch § 1 Abs. 27 der Verordnung vom 26. März 2019 (GVBl. S. 98) 
geändert worden ist, erlässt die Stadt Bad Reichenhall folgende  
 

Verordnung : 
 

§ 1 
Leinenpflicht 

 
(1)  Kampfhunde (§ 2 Abs. 1) sind in allen öffentlichen Anlagen und auf allen öffentlichen Wegen, Straßen und Plätzen im 

gesamten Stadtgebiet ständig an der Leine zu führen. Große Hunde (§ 2 Abs. 2) sind in allen öffentlichen Anlagen und auf 
allen öffentlichen Wegen, Straßen und Plätzen innerhalb der geschlossenen Ortslage der Stadt ständig an der Leine zu 
führen.  

 
(2)  Die Leine muss reißfest sein und darf eine Länge von 3 Metern nicht überschreiten. 
 
(3)  Ausgenommen von der Leinenpflicht nach Abs. 1 sind: 
 

a) Blindenführhunde, 
b) Diensthunde der Polizei, des Strafvollzugs, der Bundespolizei, der Zollverwaltung und der Bundeswehr, soweit sie 

sich im Einsatz befinden, 
c) Hunde, die zum Hüten einer Herde eingesetzt sind, 
d) Hunde, die die für Rettungshunde vorgesehenen Prüfungen bestanden haben und als Rettungshunde für den Zivil-

schutz, den Katastrophenschutz oder den Rettungsdienst im Einsatz sind, sowie 
e) im Bewachungsgewerbe eingesetzte Hunde, soweit der Einsatz dies erfordert. 
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§ 2  
Begriffsdefinitionen 

 
(1)  Kampfhunde sind Hunde, die in der Verordnung des Bayerischen Staatsministeriums des Innern über Hunde mit gestei-

gerter Aggressivität und Gefährlichkeit (Kampfhundeverordnung) vom 10. Juli 1992 (GVBl. S. 268) in der jeweils gültigen 
Fassung aufgeführt sind. 

 
(2)  Große Hunde im Sinne des § 1 Abs. 1 sind erwachsene Hunde, deren Schulterhöhe mindestens 50 cm beträgt, soweit sie 

keine Kampfhunde sind. Erwachsene Tiere der Rassen Schäferhund, Boxer, Dobermann und Deutsche Dogge gelten stets 
als große Hunde. 

 
(3)  Geschlossene Ortslage ist der Teil des Gemeindegebietes, der in geschlossener oder offener Bauweise zusammenhän-

gend bebaut ist. 
 
(4)  Öffentliche Anlagen im Sinne dieser Verordnung sind Grundstücke, die der Erholung der Allgemeinheit dienen, für diesen 

Zweck – z. B. durch Anpflanzungen, Wege, Ruhebänke -  ausgestaltet und angelegt wurden. Dies sind insbesondere Park- 
und sonstige Grünanlagen, aber auch öffentliche Kinderspielplätze. Zu den öffentlichen Anlagen zählen auch die befestig-
ten Rad- und Gehwege in der Nonner Au entlang der Saalach südlich zwischen Luitpoldbrücke und Staufensteg sowie 
nördlich zwischen Kretabrücke und Nonner Steg. 

 
§ 3  

Ordnungswidrigkeiten 
 
Wer vorsätzlich oder fahrlässig gegen die Bestimmungen des § 1 Abs. 1 oder 2 dieser Verordnung verstößt, kann nach Art. 18 
Abs. 3 LStVG mit Geldbuße belegt werden. 
 

§ 4  
Inkrafttreten und Geltungsdauer 

 
Diese Verordnung tritt am 25. August 2019 in Kraft und gilt 20 Jahre. 
 
 
Bad Reichenhall, den 1. August 2019 
Stadt Bad Reichenhall 
 
Dr. Herbert Lackner , Oberbürgermeister 
 

 
Bek. Nr. 7 

Stadt Bad Reichenhall 
 

Verordnung der Stadt Bad Reichenhall über das Aufst ellen fliegender Verkaufsanlagen 
Vom 1. August 2019  

 
Aufgrund von Art. 29 Abs. 1 des Landesstraf- und Verordnungsgesetz (LStVG) in der Bayerischen Rechtssammlung (BayRS 
2011-2-I) veröffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch § 1 Abs. 27 der Verordnung vom 26. März 2019 (GVBl. S. 98) 
geändert worden ist, erlässt die Stadt Bad Reichenhall folgende  
 

Verordnung: 
 

§ 1  
Verbot 

 
(1)  Zum Schutz des Orts- und Landschaftsbildes sowie zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Reinlichkeit ist das Aufstellen 

fliegender Verkaufsanlagen auf Privatgrundstücken in dem sich aus Abs. 2 ergebenden Bereichen der Stadt Bad Reichen-
hall verboten. 

 
(2)  Die Abgrenzung der Verbotsbereiche im Sinne dieser Verordnung ergibt sich aus dem beigefügten Lageplan vom 24. Juni 

2019, der Bestandteil dieser Verordnung ist. 
 
(3)  Art. 72 der Bayerischen Bauordnung (BayBO) bleibt unberührt. 
 

§ 2 
Begriffsbestimmungen 

 
Fliegende Verkaufsanlagen sind vorübergehend aufgestellte, dem Vertrieb von Waren dienende Stände oder ähnliche Verkaufs-
stellen (Art. 29 Absatz 1 Satz 2 LStVG). 
 

§ 3  
Ausnahmen 

 
Die Stadt Bad Reichenhall kann aus wichtigen Gründen Ausnahmen vom Verbot des § 1 Abs. 1 dieser Verordnung gestatten, 
wenn dadurch das Orts- und Landschaftsbild nicht oder nur unwesentlich beeinträchtigt und durch geeignete Vorkehrungen die 
Aufrechterhaltung der öffentlichen Reinlichkeit gewährleistet wird. 
 

§ 4  
Ordnungswidrigkeiten 

 
Wer vorsätzlich oder fahrlässig § 1 dieser Verordnung zuwiderhandelt, kann nach Art. 29 Abs. 2 LStVG mit Geldbuße belegt wer-
den. 
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§ 5 
 Inkrafttreten und Geltungsdauer 

 
Diese Verordnung tritt am 25. August 2019 in Kraft und gilt 20 Jahre.  
 
 
Bad Reichenhall, den 1. August 2019 
Stadt Bad Reichenhall 
 
Dr. Herbert Lackner , Oberbürgermeister 
 

Anlage zur Verordnung der Stadt Bad Reichenhall übe r das Aufstellen fliegender Verkaufsanlagen 
Vom 1. August 2019 

 
Darstellung des Geltungsbereichs (rot) der Verordnu ng - Lageplan vom 24. Juni 2019 
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Bek. Nr. 8 
Stadt Bad Reichenhall 

 
Satzung zur Aufhebung der Satzung über die Erhebung  von  

Beiträgen zur Deckung des Aufwands für die Herstell ung, Anschaffung,  
Verbesserung oder Erneuerung von Straßen, Wegen und  Plätzen  

(Ausbaubeitragssatzung - ABS -) 
Vom 5. August 2019 

 
Aufgrund von Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern und Art. 5 des Kommunalabgabengesetzes erlässt die Stadt 
Bad Reichenhall folgende  
 

Satzung:  
 

§ 1 
Aufhebung der Satzung 

 
Die Satzung über die Erhebung von Beiträgen zur Deckung des Aufwands für die Herstellung, Anschaffung, Verbesserung oder 
Erneuerung von Straßen, Wegen und Plätzen (Ausbaubeitragssatzung –ABS -) wird aufgehoben. 
 

§ 2 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt in Kraft. 
 
 
Bad Reichenhall, den 5. August 2019 
Stadt Bad Reichenhall 
 
Dr. Herbert Lackner , Oberbürgermeister 
 
 
Bek. Nr. 9 

Gemeinde Anger 
 

Satzung zur Änderung der Satzung über die  
Erhebung von Erschließungsbeiträgen 
(Erschließungsbeitragssatzung - EBS) 

(1. Änderung) 
 
Aufgrund des Art. 23 Satz 1 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) in Verbindung mit Art. 5a Abs. 9 des Bayeri-
schen Kommunalabgabengesetzes (KAG) und § 132 Baugesetzbuch (BauGB) erlässt die Gemeinde Anger folgende 
 

Satzung 
 
zur Änderung der Satzung über die Erhebung von Erschließungsbeiträgen vom 10.4.2017 (Amtsblatt Nr. 16 vom 18.4.2017 des 
Landkreises Berchtesgadener Land): 
 

§ 1 
Änderung 

 
Bei § 16 wird folgender Satz 2 angefügt: 
 
Liegt der Zeitraum zwischen dem 1. Januar 2018 und dem 31. März 2021 wird der Erschließungsbeitrag ganz erlassen. 
 

§ 2 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
 
Anger, den 5. August 2019 
Gemeinde Anger 
 
Enzinger , Erster Bürgermeister 
 
 
 
 
 


